
In der Senatssitzung am 10. Oktober 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft 
25.09.2023 

S 13 

Vorlage für die Sitzung des Senats am 10.10.2023 

Fischsterben in der Wümme 
Anfrage für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft 

A. Problem 

Die Fraktion CDU hat für die Fragestunde der Stadtbürgerschaft folgende Anfrage an den 
Senat gestellt: 
 

Wir fragen den Senat: 
 

1. Hat der Senat Erkenntnisse über ein Fischsterben in der Wümme für die 
zurückliegenden vier Monate? 

2. Wenn ja, in welchem Ausmaß hat dieses stattgefunden und was war die 
Ursache hierfür? 

3. Was hat der Senat unternommen, um die Ursachen in Frage 2 zu beheben 
und welche Maßnahmen sind für die Zukunft geplant? 
 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 

Antwort zu Frage 1 und Frage 2: 
Der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft ist für diesen Zeitraum kein 
Fischsterben in der Wümme bekannt. Auch dem Deichverband am rechten Weserufer 
und der für die niedersächsischen Abschnitte der Wümme zuständigen Betriebsstelle 
Verden des NLWKN (Niedersächsischer Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- 
und Naturschutz) ist kein Fischsterben bekannt. 
 
Es ist in diesem Sommer allerdings in anderen bremischen Gewässern zu 
vereinzelten, begrenzten Fischsterben gekommen. Diese konzentrierten sich auf den 
Zeitraum 20.-23. Juni. Betroffen waren davon Fließgewässer wie z. B. die Kleine 
Wümme und der Kuhgraben aber auch stehende Gewässer wie der Mittelkämpesee 
und der Langenkampssee. 
 
Nach einer längeren Trocken- und Hitzeperiode, die sich von Mai bis Ende Juni 
erstreckte, kam es am 20. und in der Nacht vom 22. auf den 23. Juni zu 



 

 

Starkregenereignissen. Bei dem extremen Starkregen in der Nacht vom 22. auf den 
23. Juni handelte es sich um ein historisches Ereignis, das statistisch seltener als 
einmal in hundert Jahren auftritt. Am Regenschreiber am Pumpwerk Findorff wurde 
die höchste Niederschlagsmenge seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 1956 
registriert. Bei diesen Ereignissen wurde organische Substanz (Staub, Pollen), die sich 
während der Trockenphase auf Flächen wie Straßen, Autos und Dächern 
angesammelt hatte, abgeschwemmt und in die Gewässer eingetragen. Beim Abbau 
der organischen Substanzen in den Gewässern wurde viel Sauerstoff verbraucht, so 
dass es in der Folge zu Sauerstoffmangelsituationen und einem Fischsterben kam.  

Antwort zu Frage 3: 
Bei den stehenden Gewässern Mittelkämpesee und Langenkampssee wurde in 
Absprache mit der damaligen Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobilität, 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau durch die Freiwillige Feuerwehr Lehesterdeich 
über Pumpen Sauerstoff in die Gewässer eingebracht. 
Aktuell werden im Rahmen des Projektes „Roadmap zur weitergehenden 
Abwasserreinigung in der Stadt Bremen“ Maßnahmen geprüft, um die Auswirkungen 
von Mischwassereinleitungen, aber auch Einleitungen von Niederschlagswasser aus 
dem Trennsystem, über das rechtlich vorgeschriebene Niveau hinaus zu verringern. 
Darüber hinaus werden, wie bereits in der Vergangenheit geschehen, weiterhin 
ökologische Maßnahmen umgesetzt, um die Resilienz der Gewässer zu erhöhen. 

C. Alternativen 

Werden nicht vorgeschlagen. 

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder 
genderrelevanten Auswirkungen. 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Nicht erforderlich. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Umwelt, Klima und 
Wissenschaft vom 25.09.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der CDU 
in der Fragestunde der Stadtbürgerschaft zu. 
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